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Stellungnahme der Industrie- und Handelskammer Thurgau im Rahmen der 
Vernehmlassung zum Vorentwurf des Bundesgesetzes über die nachhaltige 
Unternehmensführung (indirekter Gegenvorschlag zur KVI 2.0) 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir danken für die Möglichkeit, im Rahmen der Vernehmlassung zum Vorentwurf 
des Bundesgesetzes über die nachhaltige Unternehmensführung Stellung nehmen 
zu können. Als kantonaler Wirtschaftsverband mit über 630 Mitgliedsunternehmen, 
die rund einen Drittel der Thurgauer Arbeitsplätze stellen, äussert sich die 
Industrie- und Handelskammer Thurgau (IHK) zu Themen, die den 
Wirtschaftsstandort und seine Wettbewerbsfähigkeit betreffen. 

Die Industrie- und Handelskammer begrüsst, dass der Bundesrat der eingereichten 
zweiten Konzernverantwortungs-Initiative («Volksinitiative für verantwortungsvolle 
Grossunternehmen – zum Schutz von Mensch und Umwelt») mit dem Vorentwurf 
zum Bundesgesetz über die nachhaltige Unternehmensführung (NUFG) einen 
indirekten Gegenvorschlag gegenüberstellen will. Die eingereichte Initiative geht viel 
zu weit. Des Weiteren anerkennt die IHK Thurgau das Ziel, einer verantwortungs-
vollen Unternehmensführung sowie der Durchsetzung entsprechender 
internationaler Standards.  

Es ist allerdings zentral, dass der indirekte Gegenvorschlag nicht über international 
geltende Regulierungen hinausgeht – insbesondere diejenigen der wichtigsten 
Handelspartnerin der Schweiz, der EU. Das heisst, von einem weitergehenden 
«Swiss Finish» ist zwingend abzusehen. Für die exportorientierte Industrie ist die 
Einhaltung dieser Vorgabe entscheidend, damit sie im wichtigsten Exportmarkt 
keine gravierenden Wettbewerbsnachteile erfährt.  

Der vorliegende Gesetzes-Entwurf geht indes teilweise deutlich über die geltenden 
Vorgaben der EU hinaus. Die EU hat die harmonisierte Konzernhaftung im Februar 
2026 aus der Lieferketten-Richtlinie («Corporate Sustainability Due Dilligence 
Directive, CSDDD) gestrichen. Es macht deshalb umso weniger Sinn, wenn die 
Schweiz mit einer verschärften Regulierung deutlich über den geltenden Haftungs-
Ansatz der EU hinausgeht.  
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Die IHK Thurgau lehnt namentlich folgende weitergehenden Regulierungen des 
Gesetzesentwurfs ab:  

1. Haftungsregeln 
Swiss Finish-Elemente bei der Anpassung des Unternehmenshaftungsrechts 
werden abgelehnt. Dies betrifft beide Haftungsvorschläge des Bundesrates, 
die deutlich über die geltende Regulierung der EU hinausgehen. 
 

2. Aufsichtsbehörde 
Die Befugnisse der neu vorgesehenen nationalen Aufsichtsbehörde sollen 
nicht weiter gehen als die geltende Regulierung in der EU (insbesondere 
bezüglich Kontrolle und Prüfung, Massnahmen, Sanktionen und Vorgaben 
bezüglich der internationalen Zusammenarbeit) 
 

3. Nachhaltigkeitsberichterstattung 
Die vorgesehene Möglichkeit der neuen Aufsichtsbehörde, den Prüfstandard 
für den Nachhaltigkeitsbericht im Einzelfall von «begrenzter Sicherheit» 
(limited assurance) auf «hinreichende Sicherheit» (reasonable assurance) 
anzuheben, ist strenger als die bestehenden EU-Vorgaben und abzulehnen. 

 

Festzuhalten ist überdies, dass die Schweiz nur im Sinne eines Drittstaates von der 
CSDDD betroffen ist und diese Regulierung auch nicht Teil des bilateralen 
Vertragspakets III mit der EU ist. 

Vor dem Hintergrund der aktuell herausfordernden wirtschaftlichen Lage sowie der 
geopolitischen Unsicherheiten ist dringend davon abzusehen, die Schweizer 
Unternehmen mit zusätzlichen Regulierungen zu belasten, welche über diejenigen 
der wichtigsten Handelspartner hinaus gehen und den Wettbewerbsdruck unnötig 
erhöhen.  

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Anliegen.  

Freundliche Grüsse 

 

 

Jérôme Müggler 

Direktor IHK 

Pascale Ineichen 

Leiterin Wirtschaftspolitik 

 


